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Beratung rund ums Geld: Grundsteuerreform mit Nebenwirkungen?

Bis Ende des Jahres soll Entwurf vorliegen

Im Juni 2019 hat die Bundesregie-
rung einen Entwurf für die Reform 
der Grundsteuer vorgelegt. Die 
Reform muss bis Jahresende ab-
geschlossen sein. Mittlerweile hat 
auch der Bundesrat eine Stellung-
nahme zu dem vorgelegten Geset-
zesentwurf der Bundesregierung 
abgegeben. Der Bundesrat begrüß-
te den vorgelegten Gesetzesent-
wurf grundsätzlich, stellte aber zu-
gleich fest, dass teilweise noch Ver-
besserungsbedarf besteht.

Bislang berechnen die Finanzbe­
hörden die Grundsteuer anhand 
von Einheitswerten, die in den al­
ten Bundesländern aus dem Jahr 
1964 und in den neuen Bundeslän­
dern aus dem Jahr 1935 stammen. 
Diese Praxis hat das Bundesverfas­
sungsgericht im April 2018 für ver­

fassungswidrig erklärt und eine 
gesetzliche Neuregelung bis Ende 
2019 gefordert. Hauptkritikpunkt 
des Bundesverfassungsgerich­
tes war, dass die zugrunde geleg­
ten Werte die tatsächliche Wert­
entwicklung nicht mehr in ausrei­
chendem Maße abbilden. Nun hat 
die Bundesregierung drei mitein­
ander verbundene Gesetzesent­
würfe vorgelegt:

●● Gesetz zur Reform des Grund­
steuer- und Bewertungsrechts

●● Gesetz zur Änderung des Grund­
steuergesetzes zur Mobilisierung 
von baureifen Grundstücken 
für die Bebauung (sogenannte 
Grundsteuer C)
●● Gesetz zur Änderung des Grund­
gesetzes

Wesentliche  
Inhalte

Oberstes Ziel des Gesetzgebers 
ist es, das Grundsteuer- und Bewer­
tungsrecht verfassungskonform 
auszugestalten. Die Grundsteuer 
soll nämlich als Einnahmequelle 
der Kommunen erhalten bleiben. 
Daneben möchte die Politik insge­
samt eine Aufkommensneutralität 
der Grundsteuerreform beachtet 
wissen. Daran wird sie sich messen 
lassen müssen. Schon jetzt ist sicher, 
dass nicht in jedem Einzelfall die 
geforderte Aufkommensneutrali­
tät gewährleistet sein wird. Im Be­
reich der Land- und Forstwirtschaft 
sollen zukünftig beispielsweise die 
Betriebsleiter- und Altenteilerhäu­
ser zum Grundvermögen gehören 
und damit der Grundsteuer B un­
terliegen. Damit steht die Aufkom­
mensneutralität zur Disposition.

Die Ermittlung der jeweiligen 
Grundsteuerhöhe soll in ihrer 
Grundstruktur erhalten bleiben. 
Die Grundsteuer soll sich wie bis­
her in drei Schritten berechnen. Zu­
nächst wird der inländische Grund­
besitz (land- und forstwirtschaftli­
ches Vermögen und Grundvermö­
gen) mit dem Grundsteuerwert 
bewertet. Die Grundsteuerwerte 
werden anschließend mit einem 
einheitlichen Faktor, der soge­
nannten Steuermesszahl, und so­
dann mit dem sogenannten Hebe­
satz multipliziert.

Während die Steuermesszahl 
bundesgesetzlich und bundesein­
heitlich festgelegt ist, wird der He­
besatz – und damit letztlich die ab­

solute Grundsteuerhöhe in Euro – 
von den Gemeinden selbstständig 
bestimmt. Da innerhalb der Ge­
meinden Diskussionen über die 
neuen Hebesätze erst nach Ab­
schluss der Grundsteuerreform er­
folgen werden, ist derzeit eine se­
riöse Aussage über die Höhe einer 
zukünftigen Grundsteuerbelas­
tung nicht möglich. 

Um die Gesetzgebungskompe­
tenz des Bundes für das Grund­
steuer- und Bewertungsrecht ab­
zusichern, soll auch das Grundge­
setz geändert werden.

Öffnungsklauseln 
zugelassen

Der Gesetzesentwurf der Bun­
desregierung lässt auch soge­
nannte Öffnungsklauseln zu. Die 
einzelnen Bundesländer können 
vom Bundesrecht abweichen­
de Regelungen festlegen – sind 
hierzu aber nicht verpflichtet. 
Ob die Bundesländer diese Mög­
lichkeit nutzen, bleibt abzuwar­
ten. Nach derzeitigem Kenntnis­
stand wird wohl bisher lediglich 
in Bayern über diese Möglichkeit 
offen nachgedacht. Wenn einzel­
ne Bundesländer von diesen so­
genannte Öffnungsklauseln Ge­
brauch machen möchten, müs­
sen diese bis zum 31. Dezember 
2024 eigene gesetzliche Regelun­
gen aufstellen. Allgemein wird er­

wartet, dass mögliche länderspe­
zifische Regelungen Auswirkun­
gen auf die Grundsteuer B hätten. 
Für die land- und forstwirtschaft­
lichen Vermögen (Grundsteuer A) 
sind länderspezifische Regelungen 
nicht zu erwarten.

Grundsteuer C  
soll helfen

Zukünftig sollen Gemeinden die 
Möglichkeit erhalten, für unbebau­
te, baureife Grundstücke einen er­
höhten Hebesatz festzulegen. 
Diese sogenannte Grundsteuer C 
soll dabei helfen, Wohnraumbe­
darf künftig schneller abzudecken. 
Hiervon könnten auch im Innenbe­
reich liegende Flächen von land­
wirtschaftlichen Betrieben betrof­
fen sein. Ob sich schlussendlich 
eine Mehrheit für die sogenann­
te Grundsteuer C findet, bleibt ab­
zuwarten. Diese Regelung ist nicht 
zwingend mit der Grundsteuerre­
form verbunden.

Anwendungsregelungen 
ab 2022

Die Bewertung nach neuem 
Recht soll erstmals zum 1. Janu­
ar 2022 erfolgen. Bis zum 31. De­
zember 2024 haben die Länder die 
Möglichkeit, vom Bundesrecht ab­
weichende Regelungen vorzube­
reiten (Öffnungsklauseln).

Die Grundsteuerreform muss bis zum Jahresende abgeschlossen sein.
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Stand 14. Oktober 2019
Die Zinsspannen am Kapital­
markt nehmen zu. Das Zinsba­
rometer bietet lediglich erste 
Anhaltspunkte zur aktuellen 
Kapitalmarktsituation (ohne 
Gewähr). Bei den gekenn­
zeichneten Zinssätzen können 
sich je nach persönlicher Ver­
handlungssituation deutliche 
Abweichungen ergeben.

Zinsen
Geldanlage� %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) � 0,05 - 0,81

Kredite
Landwirtschaftliche Rentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest � 1,00
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest � 1,00
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest � 1,00

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest � 0,34 - 0,62
Zins 15 Jahre fest � 0,58 - 0,95

1) Marktausschnitt (100 % Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag 
0,35 bis 2,85 %, je nach Bonität und Besiche­
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de	
	 (Spanne der Topkonditionen)
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Die neuen Regelungen zur 
Grundsteuer – entweder bundesge-
setzlich oder landesgesetzlich – sol-
len dann ab 1. Januar 2025 Anwen-
dung finden. Bis dahin gilt das bis-
herige Recht weiter. Wird bis zum 
Ende des Jahres 2019 keine Neure-
gelung verabschiedet und im Bun-
desgesetzblatt verkündet, fällt die 
Grundsteuer ersatzlos weg. Hierzu 
wird es allerdings nicht kommen.

Tierhaltungskooperationen 
vor dem Aus?

Seit den 1970er Jahren können 
sich land- und forstwirtschaftli-
che Tierhaltungskooperationen 

(51a-Gesellschaften) unter be-
stimmten Voraussetzungen grün-
den, um gemeinschaftlich im Rah-
men eines landwirtschaftlichen Be-
triebes tätig zu werden. Mit Einfüh-
rung dieser gesetzlichen Regelung 
sollte – neben der Strukturverbes-
serung in der Landwirtschaft – ins-
besondere die bäuerliche Verede-
lungswirtschaft gestärkt werden. 
Steuerrechtlich erzielen dieser Ko-
operationen in aller Regel Ein-
künfte aus Land- und Forstwirt-
schaft und wenden umsatzsteuer-
lich die Pauschalierungsregelung 
an. Mit der Grundsteuerreform 
könnte sich diese Rechtslage gra-
vierend verändern. In dem vorlie-

genden Gesetzesentwurf des neu-
en Grundsteuer- und Bewertungs-
rechts wird die gesetzliche Grund-
lage ersatzlos aufgehoben. Mit 
dieser Änderung würde sämtli-
chen Tierhaltungskooperationen 
der rechtliche Boden entzogen 
werden. Die Anwendungsrege-
lungen sehen vor, dass der Wegfall 
zum 1. Januar 2025 in Kraft treten 
würde. Folge für die betroffenen 
Kooperationen wäre die Erzielung 
von Einkünften aus Gewerbebe-
trieb, verbunden mit dem Weg-
fall der Umsatzsteuerpauschalie-
rung. Darüber hinaus würde unter 
anderem auch Grundsteuer B fäl-
lig. Es würden sich auch Änderun-

gen bei der Verlustverrechnung er-
geben: Verluste aus gewerblicher 
Tierzucht oder gewerblicher Tier-
haltung dürfen weder mit anderen 
Einkünften aus Gewerbebetrieb 
noch mit Einkünften aus anderen 
Einkunftsarten ausgeglichen wer-
den. Die Verluste dürfen lediglich 
mit zukünftigen Gewinnen aus ge-
werblicher Tierzucht oder gewerb-
licher Tierhaltung verrechnet wer-
den. Diese Rechtsfolgen dürften 
für viele Tierhaltungskooperati-
onen wirtschaftlich sehr deutlich 
ins Gewicht fallen.

Mittlerweile ist hinsichtlich die-
ses Punktes auf der letzten Sitzung 
des Bundesrates im September 
2019 durch die Bundesländer be-
schlossen worden, dass die Rege-
lungen zu den Tierhaltungskoope-
rationen im Bewertungsrecht wei-
terhin erhalten bleiben sollen. Das 
weitere Gesetzgebungsverfahren 
bleibt nun abzuwarten.

Sebastian Nehls
Landwirtschaftlicher 
Buchführungsverband, Kiel

Die Regelungen zu den Tierhaltungskooperationen im Bewertungsrecht drohen wegzufallen. Das könnte für die 
betroffenen Betriebe größere finanzielle Auswirkungen haben. FAZIT

Die Diskussionen um die Re-
form des Grundsteuer- und 
Bewertungsrechts laufen auf 
Hochtouren. Der Gesetzgeber 
muss zwingend bis zum Jah-
resende die gesetzliche Neure-
gelung auf den Weg gebracht 
haben. Wie sich im Einzelfall 
die steuerliche Belastung nach 
der Reform darstellt, wird sich 
im Zeitverlauf zeigen. Die Ge-
meinden werden über ihre 
Hebesätze ein deutliches Wort 
mitsprechen.


